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Einsatz körpernah getragener Aufnahmegeräte (sog. Bodycams) in Wohnungen; 

Gesetzentwurf der Landesregierung Drucksache 20/988; 

hier: Übersicht zu entsprechenden Regelungen anderer Bundesländer 

Sehr geehrter Herr Vorsitzender Kürschner, 

sehr geehrte Damen und Herren Abgeordnete, 

in seiner 33. Sitzung am 4. Oktober 2023 beriet der Innen- und Rechtsausschuss den Entwurf 

der Landesregierung für ein Gesetz zur Ermöglichung des Bodycam-Einsatzes nach § 184a 

LVwG in Wohnungen. In diesem Zusammenhang wurde aus dem Kreis der Ausschussmitglie-

der der Wunsch geäußert, eine Übersicht zu entsprechenden Regelungen anderer Bundeslän-

der zu erhalten, insbesondere unter dem Blickwinkel der herangezogenen Grundrechtsschranke 

des Artikel 13 des Grundgesetzes (GG) und zur Gestaltung des sog. Pre-Recording. 

Dieser Bitte möchte ich mit diesem Schreiben nachkommen: 

Derzeit ist der Einsatz körpernah getragener Aufnahmegeräte in Wohnungen in sechs Bundes-

ländern gestattet, nämlich im Land Baden-Württemberg, im Freistaat Bayern, in der Freien Han-

sestadt Bremen, in Mecklenburg-Vorpommern, in Nordrhein-Westfalen und im Saarland. 

Nach Auskunft auf Fachebene wurden die einschlägigen Regelungen in den Gesetzentwürfen 

teils auf die Grundrechtsschranke des Artikel 13 Absatz 5 GG und teils auf die des Artikel 13 

Absatzes 7 GG gestützt. So wurde in Bremen und im Saarland Absatz 5 herangezogen. In Ba-

den-Württemberg, Bayern, Mecklenburg-Vorpommern und Nordrhein-Westfahlen erfolgte die 

verfassungsrechtliche Rechtfertigung unter Anwendung von Absatz 7. 

Hierzu sind zwei Punkte zu ergänzen: Aus Nordrhein-Westfalen wurde einerseits darauf hinge-

wiesen, dass trotz der Heranziehung von Art. 13 Absatz 7 GG Wertungen des Artikel 13 Absatz 

5 GG berücksichtigt worden seien. Aus dem Saarland wurde angemerkt, dass der Schutzbe-
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reich im Verlauf des Gesetzgebungsverfahrens zugunsten von Personen, die keine Polizeibe-

amtinnen und Beamte sind – zum Beispiel die Wohnungsinhaberinnen oder -inhaber und deren 

Kinder – erweitert worden sei. Dies bedarf der Erwähnung, weil der herangezogene Artikel 13 

Absatz 5 GG allein einen Schutz von Polizeibeamtinnen und -beamten ermöglichen würde und 

der Schutz anderer Personen nur nach Maßgabe des Artikel 13 Absatz 7 GG möglich ist. 

Baden-Württemberg, Mecklenburg-Vorpommern und das Saarland gestatten in Wohnungen 

auch das Pre-Recording, also die kurzzeitige automatisierte Vorabaufzeichnung, die umgehend 

gelöscht wird, falls nicht die Bodycam bewusst aktiviert wird. Die anderen drei Normierungen 

des Bodycam-Einsatzes in Wohnungen erlauben dies nicht, wobei hinzugefügt werden muss, 

dass Nordrhein-Westfalen ein Pre-Recording insgesamt (d. h. auch außerhalb von Wohnungen) 

nicht zulässt. 

Darüber hinaus erlaube ich mir zu bemerken, dass sich die Vorschriften zum Pre-Recording 

allgemein unterscheiden. So gestatten Bayern und Bremen solche Aufzeichnungen nied-

rigschwellig (nämlich »bei Maßnahmen der Gefahrenabwehr« bzw. »bei der Durchführung von 

Maßnahmen zur Gefahrenabwehr und zur Verfolgung von Straftaten oder Ordnungswidrigkei-

ten«). In Baden-Württemberg und in Mecklenburg-Vorpommern ist das Pre-Recording dagegen 

sowohl außerhalb als auch innerhalb von Wohnungen an erhöhte Tatbestandsvoraussetzungen 

geknüpft (die denen, unter denen eine Speicherung zulässig ist, angenähert sind). 

 

Übersicht: 

 

Bundesland 
Regelungs-
Standort 

Herangezogene 
Grundrechtsschranke 

Drittschutz* in 
Wohnungen 

Pre-Recording 
in Wohnungen  

BW § 44 PolG Art. 13 Abs. 7 GG Ja Ja 

BY Art. 33 PAG Art. 13 Abs. 7 GG Ja Nein 

HB § 33 BremPolG Art. 13 Abs. 5 GG Nein Nein 

MV § 32a SOG M-V Art. 13 Abs. 7 GG Ja Ja 

NW § 15c PolG NRW Art. 13 Abs. 7 GG Ja Nein 

SL § 32 SPolDVG Art. 13 Abs. 5 GG Ja Ja 
 

* Schutz anderer Personen als Polizeibeamtinnen und -beamte 

 

Diesem Schreiben beigeschlossen habe ich Auszüge aus jeweiligen Landesgesetzen betref-

fend die einschlägigen Vorschriften. 

 

Mit freundlichen Grüßen 

gez. 

Magdalena Finke 



Anlage

zum Schreiben von Staatssekretärin Finke 

mit dem Betreff:

Einsatz körpernah getragener Aufnahmegeräte (sog. Bodycams) in Wohnungen; 
Gesetzentwurf der Landesregierung Drucksache 20/988;
hier: Übersicht zu entsprechenden Regelungen anderer Bundesländer

Auszüge

aus

§ 44 Polizeigesetz (Baden-Württemberg)

Art. 33 Gesetz über die Aufgaben und Befugnisse der Bayerischen Polizei 

§ 33 Bremisches Polizeigesetz

§ 32a Gesetz über die öffentliche Sicherheit und Ordnung in Mecklenburg-Vorpommern 

§ 15c Polizeigesetz des Landes Nordrhein-Westfalen

§ 32 Saarländisches Gesetz über die Verarbeitung personenbezogener Daten durch die Poli­
zei

zum Einsatz von Bodycams.

Die jeweilige Ermächtigungsgrundlage für den Einsatz von Bodycams in Wohnungen ist in roter 
Schriftfarbe hervorgehoben.

Die Regelungen zum sog. »Pre-Recording« sind in blauer Schriftfarbe widergegeben; soweit 
diesbezüglich spezifische Regelungen für Wohnungen vorhanden sind, wurde violette Schrift­
farbe verwendet.

Land Baden-Württemberg:

Polizeigesetz

(PolG)

vom 6. Oktober 2020 gültig am 17. Januar 2021, GBl. 2020, 735, ber. S. 1092

§ 44 Offener Einsatz technischer Mittel zur Bild- und Tonaufzeichnung

(1) bis (4) [...] pp.

(5) Der Polizeivollzugsdienst kann bei der Durchführung von Maßnahmen zur Gefahrenabwehr 
oder zur Verfolgung von Straftaten oder Ordnungswidrigkeiten zur Abwehr einer Gefahr Daten 
durch Anfertigen von Bild- und Tonaufzeichnungen mittels körpernah getragener Aufnahmege­
räte erheben. In Wohnungen ist eine Maßnahme nach Satz 1 nur zur Abwehr einer dringenden 
Gefahr für Leib oder Leben einer Person zulässig. Satz 2 gilt nicht für Arbeits-, Betriebs- oder 
Geschäftsräume. Die Erhebung personenbezogener Daten kann auch dann erfolgen, wenn 
Dritte unvermeidbar betroffen sind.
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(6) Die weitere Verarbeitung einer Aufzeichnung nach Absatz 5 Satz 2 sowie Absatz 8 Satz 2 
bedarf der richterlichen Zustimmung. Dies gilt nicht für Aufzeichnungen in Arbeits-, Betriebs­
oder Geschäftsräumen.

(7) Eine Aufzeichnung personenbezogener Daten nach Absatz 5 Satz 2, die dem Kernbereich 
privater Lebensgestaltung zuzurechnen sind, ist unzulässig. Die Aufzeichnung ist unverzüglich 
zu unterbrechen, soweit sich während der Maßnahme tatsächliche Anhaltspunkte dafür erge­
ben, dass Inhalte, die dem Kernbereich privater Lebensgestaltung zuzurechnen sind, erfasst 
werden. Aufzeichnungen hierüber sind unverzüglich zu löschen. Die Aufzeichnung darf nur fort­
gesetzt werden, wenn sie nicht nach Satz 1 unzulässig ist. Erkenntnisse aus dem Kernbereich 
privater Lebensgestaltung dürfen nicht verwertet werden.

(8) Die Speicherung der nach Absatz 5 Satz 1 erlangten Daten für eine Dauer von mehr als 60 
Sekunden ist nur zulässig, wenn Tatsachen die Annahme rechtfertigen, dass dies zum Schutz 
von Polizeibeamten oder anderen Personen gegen eine Gefahr für Leib oder Leben erforderlich 
ist. Gleiches gilt für die Speicherung der nach Absatz 5 Satz 2 erlangten Daten, wenn Tatsachen 
die Annahme rechtfertigen, dass dies zum Schutz von Polizeibeamten oder anderen Personen 
gegen eine dringende Gefahr für Leib oder Leben erforderlich ist. Satz 2 gilt nicht für Arbeits-, 
Betriebs- oder Geschäftsräume. Die Datenerhebung nach den Absätzen 1 bis 4 und 9 bleibt 
unberührt.

(9) [...] pp.

(10) Auf die Beobachtung mittels Bildübertragung und die Bild- und Tonaufzeichnung sowie die 
automatisierte Auswertung ist, sofern diese nicht offenkundig ist, in geeigneterWeise hinzuwei­
sen. Bild- und Tonaufzeichnungen sind unverzüglich, spätestens jedoch nach vier Wochen zu 
löschen, soweit sie im Einzelfall nicht zur Verfolgung von Straftaten oder von Ordnungswidrig­
keiten von erheblicher Bedeutung, zur Geltendmachung von öffentlich-rechtlichen Ansprüchen 
oder nach Maßgabe des § 2 Absatz 2 zum Schutz privater Rechte, insbesondere zur Behebung 
einer bestehenden Beweisnot, erforderlich sind. Die weitere Verarbeitung darf auch erfolgen, 
wenn Dritte unvermeidbar betroffen werden. Die Bedeutung einer Ordnungswidrigkeit ist erheb­
lich, wenn nach den Umständen des Einzelfalls ein Schaden für ein wichtiges Rechtsgut oder 
für andere Rechtsgüter in erheblichem Umfang droht oder wenn die betreffende Vorschrift ein 
sonstiges wichtiges Interesse der Allgemeinheit schützt.

(11) Für die erhobenen Daten nach Absatz 5 gilt Absatz 10 mit der Maßgabe, dass diese spä­
testens nach 60 Sekunden automatisch zu löschen sind und jede über das Erheben hinausge­
hende Verarbeitung ausgeschlossen ist, sofern nicht zuvor die Voraussetzungen des Absatzes 
8 vorliegen.



Freistaat Bayern:

Gesetz über die Aufgaben und Befugnisse der Bayerischen Polizei

(Poiizeiaufgabengesetz - PAG)
•>

in der Fassung der Bekanntmachung vom 14. September 1990 (GVBI. S. 397), zuletzt geän­
dert durch § 2 Gesetz vom 24. Juli 2023 (GVBI. S. 374)

Art. 33 Offene Bild- und Tonaufnahmen

(1) bis (3) [...]pp.

(4) Die Polizei kann bei Maßnahmen der Gefahrenabwehr an öffentlich zugänglichen Orten Per­
sonen offen mittels automatisierter Bild-und Tonaufzeichnung, insbesondere auch mit körper­
nah getragenen Aufnahmegeräten, kurzfristig technisch erfassen, wenn dies zum Schutz von 
Polizeibeamten oder Dritten erforderlich ist. Verarbeitungsfähige Aufzeichnungen dürfen gefer­
tigt werden, wenn dies nach den Umständen zum Schutz von Polizeibeamten oder eines Dritten 
vor Gefahren für ein bedeutendes Rechtsgut erforderlich ist. In Wohnungen dürfen Maßnahmen 
nach diesem Absatz nur zur Abwehr einer dringenden Gefahr für Leben, Gesundheit oder Frei­
heit einer Person erfolgen, sofern damit nicht die Überwachung der Wohnung verbunden ist. 
Der Einsatz von körpernah getragenen Aufzeichnungsgeräten in Wohnungen soll gegenüber 
den Betroffenen in geeigneter Weise dokumentiert werden. Eine Verwertung der nach Satz 3 
erlangten Erkenntnisse ist zum Zweck der Gefahrenabwehr nur zulässig, wenn zuvor die Recht­
mäßigkeit der Maßnahme richterlich festgestellt wurde. In Wohnungen darf zudem keine kurz­
fristige technische Erfassung ohne unverzügliche Fertigung verarbeitungsfähiger Aufzeichnun­
gen erfolgen. Es ist sicherzustellen, dass im Falle einer kurzfristigen technischen Erfassung im 
Sinn von Satz 1, an die sich keine unverzügliche Fertigung verarbeitungsfähiger Aufzeichnun­
gen anschließt, die betroffenen personenbezogenen Daten unverzüglich gelöscht werden.

(5) Bei Maßnahmen nach den Abs. 1 bis 3 [...] pp.

(6) Die Polizei weist bei Maßnahmen nach den Abs. 1 bis 4 in geeigneter Weise auf die Bild- 
und Tonaufnahmen und -aufzeichnungen hin, soweit diese nicht offenkundig sind oder Gefahr 
im Verzug besteht. Auf die Verwendung von Systemen im Sinn von Abs. 5 ist dabei gesondert 
hinzuweisen.

(7) Maßnahmen nach den Abs. 1 bis 5 dürfen auch dann durchgeführt werden, wenn Dritte 
unvermeidlich betroffen werden.

(8) Bild- und Tonaufnahmen oder -aufzeichnungen und daraus gefertigte Unterlagen sind spä­
testens zwei Monate nach der Datenerhebung zu löschen oder zu vernichten, soweit diese nicht 
benötigt werden

1. zur Verfolgung von Ordnungswidrigkeiten von erheblicher Bedeutung oder Straftaten, oder

2. zur Überprüfung der Rechtmäßigkeit der polizeilichen Maßnahme, wenn eine solche Über­
prüfung zu erwarten steht.

Die Löschung ist zu dokumentieren.

(9) Für Bild- und Tonaufnahmen oder -aufzeichnungen durch die Polizei bei oder im Zusam­
menhang mit öffentlichen Versammlungen und Aufzügen gilt Art. 9 BayVers.



Freie Hansestadt Bremen:

Bremisches Polizeigesetz 

(BremPolG)

in der Fassung vom 6. Dezember 2001 (Brem.GBI. 2001, S. 441; 2002, S. 47), zuletzt geän­
dert durch Gesetz vom 21. November 2023 (Brem.GBI. S. 565)

§ 33 Datenverarbeitung durch den Einsatz körpernah getragener oder an polizeilich ge­
nutzten Fahrzeugen befestigter Aufnahmegeräte

(1) Der Polizeivollzugsdienst kann an öffentlich zugänglichen Orten bei der Durchführung von 
Maßnahmen zur Gefahrenabwehr und zur Verfolgung von Straftaten oder Ordnungswidrigkei­
ten personenbezogene Daten durch Anfertigen von Bild- und Tonaufzeichnungen offen mittels 
körpernah getragener Aufnahmegeräte oder mittels in oder an polizeilich genutzten Fahrzeugen 
fest installierter Aufnahmegeräte für die Dauer von bis zu 60 Sekunden im Zwischenspeicher 
verarbeiten. Es ist mit geeigneten technischen Maßnahmen sicherzustelien, dass die im Zwi­
schenspeicher verarbeiteten personenbezogene Daten spätestens nach Ablauf von 60 Sekun­
den automatisch gelöscht werden, soweit nicht eine dauerhafte Verarbeitung nach Absatz 2 
oder 3 vorgenommen wird.

(2) Der Polizeivollzugsdienst kann unter den Voraussetzungen von Absatz 1 Satz 1 personen­
bezogene Daten auf einem dauerhaften Speichermedium verarbeiten, wenn dies zur Abwehr 
einer Gefahr für die körperliche Unversehrtheit oder die persönliche Ehre von Polizeivollzugs­
beamtinnen oder Polizeivollzugsbeamten oder von Dritten erforderlich ist. Die Maßnahme nach 
Satz 1 ist auch zulässig in Arbeits-, Betriebs- und Geschäftsräumen, sowie in anderen Räumen 
und auf Grundstücken, die öffentlich zugänglich sind oder waren und den Anwesenden zum 
weiteren Aufenthalt zur Verfügung stehen.

(3) Sofern die technischen Mittel in der Einsatzsituation verfügbar sind und die Umstände dies 
zulassen, sind Bild- und Tonaufzeichnungen nach Absatz 2 ferner anzufertigen, wenn eine von 
der Maßnahme betroffene Person dies verlangt oder unmittelbarer Zwang angedroht oder an­
gewandt wird.

(4) In Wohnungen kann der Polizeivollzugsdienst unter den übrigen Voraussetzungen von Ab­
satz 1 Satz 1 personenbezogene Daten auf einem dauerhaften Speichermedium verarbeiten, 
wenn dies zur Abwehr einer Gefahr für Leib oder Leben von Polizeivollzugsbeamtinnen und 
Polizeivollzugsbeamten erforderlich ist oder wenn eine von der Maßnahme betroffene Person, 
welche die Wohnung innehat, dies verlangt. Absatz 2 Satz 2 bleibt unberührt. Über die Verar­
beitung nach Satz 1 entscheidet, außer bei Gefahr im Verzug, die Einsatzleitung. Die weitere 
Verwendung einer Aufzeichnung nach Satz 1 bedarf der richterlichen Zustimmung. Bei einer 
Übermittlung der personenbezogenen Daten ist zu vermerken, dass sie aus einer Maßnahme 
nach Satz 1 herrühren. Nach einer Übermittlung an eine andere Stelle ist die Kennzeichnung 
durch diese Stelle aufrechtzuerhalten. Die Regelungen der Strafprozessordnung bleiben unbe­
rührt.

(5) Die Erhebung personenbezogener Daten nach Absatz 1 bis 4 kann auch dann erfolgen, 
wenn Dritte unvermeidbar betroffen werden. § 36 gilt entsprechend. Der Einsatz der Aufnahme­
geräte ist durch geeignete Maßnahmen erkennbar zu machen und den betroffenen Personen 
mitzuteilen. Bei Gefahr im Verzug kann die Mitteilung unterbleiben; die Mitteilung ist dann un­
verzüglich nachzuholen. Aufzeichnungen sind unzulässig in Bereichen, die der Ausübung von 
Tätigkeiten von Berufsgeheimnisträgern nach § 37 oder nach §§ 53 und 53a der Strafprozess­
ordnung dienen. Durch geeignete technische und organisatorische Maßnahmen ist sicherzu­
stellen, dass die personenbezogenen Daten verschlüsselt sowie manipulationssicher gefertigt 
und aufbewahrt werden. Näheres regelt der Senator für Inneres durch Verwaltungsvorschrift.
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(6) Die nach Absatz 2 bis 4 verarbeiteten personenbezogenen Daten sind frühestens zwei Mo­
nate nach ihrer Anfertigung zu löschen. Dies gilt nicht, wenn die Aufzeichnungen

1. zur Gefahrenabwehr,

2. zur Verfolgung von Straftaten oder Ordnungswidrigkeiten oder

3. auf Verlangen der betroffenen Person oder der oder des unabhängigen Polizeibeauftragten 
für die Freie Hansestadt Bremen zur Überprüfung der Rechtmäßigkeit von aufgezeichneten 
polizeilichen Maßnahmen

benötigt werden. § 35 Absatz 7 Sätze 2 bis 5 gilt entsprechend. § 51 Absatz 1 und 2 bleiben 
unberührt.

Mecklenburg-Vorpommern:

Gesetz über die öffentliche Sicherheit und Ordnung in Mecklenburg-Vorpommern

(Sicherheits- und Ordnungsgesetz - SOG M-V)

vom 27. April 2020 (GVOBI. M-V S. 334) zuletzt geändert durch Artikel 2 des Gesetzes vom
25. Oktober 2022 (GVOBI. M-V S. 547, 548)

§ 32a Einsatz körpernah getragener Aufnahmegeräte

(1) Die Polizei kann an öffentlich zugänglichen Orten für die Dauer von bis zu 60 Sekunden 
Daten durch Anfertigen von Bild- und Tonaufzeichnungen offen mittels körpernah getragener 
Aufnahmegeräte im Zwischenspeicher erheben, soweit und solange im Rahmen der Gefahren­
abwehr und bei der Verfolgung von Straftaten und Ordnungswidrigkeiten mit hinreichender 
Wahrscheinlichkeit zu erwarten ist, dass dies zum Schutz der Polizeivollzugsbeamtinnen oder 
Polizeivollzugsbeamten oder Dritter (§ 3 Absatz 4 Nummer 2) gegen eine Gefahr für Leib oder 
Leben erforderlich ist. Die im Zwischenspeicher erhobenen Daten werden spätestens nach Ab­
lauf von 60 Sekunden automatisch gelöscht, soweit ihre Speicherung nicht nach Absatz 2 zu­
lässig ist.

(2) Die Polizei kann darüber hinaus an öffentlich zugänglichen Orten im Rahmen der Gefahren­
abwehr und bei der Verfolgung von Straftaten und Ordnungswidrigkeiten Daten durch Anferti­
gen von Bild- und Tonaufzeichnungen offen mittels körpernah getragener Aufnahmegeräte auf 
einem dauerhaften Speichermedium erheben, soweit und solange Tatsachen die Annahme 
rechtfertigen, dass dies zum Schutz der Polizeivollzugsbeamtinnen oder Polizeivollzugsbeam­
ten oder Dritter (§ 3 Absatz 4 Nummer 2) gegen eine im Einzelfall bevorstehende Gefahr für 
Leib oder Leben erforderlich ist. In diesem Fall dürfen die nach Absatz 1 Satz 1 erhobenen 
Daten auf das dauerhafte Speichermedium übertragen werden.

(3) In Wohn- und Geschäftsräumen sowie in oder von befriedetem Besitztum gilt Absatz 1 ent­
sprechend. Eine dauerhafte Datenerhebung nach Absatz 2 ist in Wohn- und Geschäftsräumen 
sowie auf einem befriedeten Besitztum nur zulässig, soweit und solange Tatsachen die An­
nahme rechtfertigen, dass dies zum Schutz der Polizeivollzugsbeamtinnen oder Polizeivollzugs­
beamten oder Dritter (§ 3 Absatz 4 Nummer 2) gegen eine gegenwärtige Gefahr für Leib oder 
Leben erforderlich ist.

(4) § 32 Absatz 6 gilt entsprechend.
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(5) Aufzeichnungen sind verschlüsselt sowie manipulationssicher anzufertigen und aufzube­
wahren. Aufzeichnungen, die nach Absatz 3 oder in Fällen einer Unterbrechung nach § 26a 
Absatz 3 angefertigt wurden, sind besonders zu kennzeichnen. Auf dem dauerhaften Speicher­
medium gespeicherte Daten sind nach Ablauf von zwei Wochen nach ihrer Erhebung zu lö­
schen; § 32 Absatz 7 Satz 3 gilt entsprechend.

(6) Das Ministerium für Inneres, Bau und Digitalisierung regelt das Nähere durch Verwaltungs­
vorschrift. Die Vorschriften des Versammlungsrechts bleiben unberührt.

Nordrhein-Westfalen:

Polizeigesetz des Landes Nordrhein-Westfalen 

(PolG NRW)

in der Fassung der Bekanntmachung vom 25. Juli 2003 (GV. NRW. S. 441), zuletzt geändert 
durch Art. 1 des Gesetzes vom 13. April 2022 (GV. NRW. S. 504)

§ 15c Datenerhebung durch den Einsatz körpernah getragener Aufnahmegeräte

(1) Die Polizei kann bei der Durchführung von Maßnahmen zur Gefahrenabwehr und zur Ver­
folgung von Straftaten oder Ordnungswidrigkeiten mittels körpernah getragener Aufnahmege­
räte offen Bild- und Tonaufzeichnungen anfertigen, wenn Tatsachen die Annahme rechtfertigen, 
dass dies zum Schutz von Polizeivollzugsbeamtinnen und Polizeivollzugsbeamten oder Dritten 
gegen eine konkrete Gefahr für Leib oder Leben erforderlich ist. Die Erhebung personenbezo­
gener Daten kann auch dann erfolgen, wenn Dritte unvermeidbar betroffen sind. Über die An­
fertigung der technischen Aufzeichnungen entscheidet die das Aufnahmegerät tragende Poli­
zeivollzugsbeamtin oder der das Aufnahmegerät tragende Polizeivollzugsbeamte anhand der 
konkreten Umstände des Einzelfalls.

(2) In Wohnungen (§ 41 Absatz 1 Satz 2) ist die Anfertigung von technischen Aufzeichnungen 
bei der Durchführung von Maßnahmen zur Gefahrenabwehr und zur Verfolgung von Straftaten 
oder Ordnungswidrigkeiten nur zulässig, wenn Tatsachen die Annahme rechtfertigen, dass dies 
zum Schutz von Polizeivollzugsbeamtinnen und Polizeivollzugsbeamten oder Dritten gegen 
eine dringende Gefahr für Leib oder Leben erforderlich ist. Über die Anfertigung der technischen 
Aufzeichnungen in Wohnungen entscheidet außer bei Gefahr im Verzug die den Einsatz lei­
tende Polizeivollzugsbeamtin oder der den Einsatz leitende Polizeivollzugsbeamte. Absatz 1 
Satz 2 gilt entsprechend.

(3) Der Einsatz der Aufnahmegeräte ist durch geeignete Maßnahmen erkennbar zu machen 
und den betroffenen Personen mitzuteilen. Bei Gefahr im Verzug kann die Mitteilung unterblei­
ben. Aufzeichnungen sind unzulässig in Bereichen, die der Ausübung von Tätigkeiten von Be­
rufsgeheimnisträgern nach §§ 53 und 53a der Strafprozessordnung dienen. Aufzeichnungen 
werden verschlüsselt sowie manipulationssicher gefertigt und aufbewahrt.

(4) Die nach Absatz 1 und 2 angefertigten Aufzeichnungen sind zwei Wochen nach ihrer Anfer­
tigung zu löschen. Dies gilt nicht, wenn die Aufzeichnungen

1. zur Gefahrenabwehr,

2. zur Verfolgung von Straftaten oder Ordnungswidrigkeiten oder



3. auf Verlangen der betroffenen Person für die Überprüfung der Rechtmäßigkeit von aufge­
zeichneten polizeilichen Maßnahmen

benötigt werden.

Über die Löschung entscheidet die aufzeichnende Beamtin oder der aufzeichnende Beamte mit 
Zustimmung einer oder eines Vorgesetzten. Für die Verwertung der aus Aufzeichnungen nach 
Absatz 2 erlangten Erkenntnisse gilt Absatz 6. § 32 Absatz 3 bleibt unberührt.

(5) Die Aufzeichnung personenbezogener Daten, die dem Kernbereich privater Lebensgestal­
tung zuzurechnen sind, ist unzulässig. Der Aufzeichnungsvorgang ist unverzüglich zu unterbre­
chen, sofern sich während der Aufzeichnung tatsächliche Anhaltspunkte dafür ergeben, dass 
Daten, die dem Kernbereich privater Lebensgestaltung zuzurechnen sind, erfasst werden. Auf­
zeichnungen über solche Äußerungen und Handlungen sind unverzüglich zu löschen. Nach ei­
ner Unterbrechung darf die Aufzeichnung nur fortgesetzt werden, wenn auf Grund geänderter 
Umstände davon ausgegangen werden kann, dass die Gründe, die zur Unterbrechung geführt 
haben, nicht mehr vorliegen.

(6) Eine Verwertung der nach Absatz 2 sowie der nach Absatz 5 Satz 4 erlangten Erkenntnisse 
ist zum Zweck der Gefahrenabwehr nur zulässig, wenn zuvor die Rechtmäßigkeit der Maß­
nahme richterlich festgestellt ist. Bei Gefahr im Verzug ist die richterliche Entscheidung unver­
züglich nachzuholen. Bei Weitergabe der Daten ist zu vermerken, dass sie aus einer Maßnahme 
nach Absatz 2 herrühren. Nach einer Übermittlung an eine andere Stelle ist die Kennzeichnung 
durch diese aufrecht zu erhalten. Die Regelungen der Strafprozessordnung bleiben unberührt.

(7) § 24 Absatz 2 und 3 bleibt unberührt.

(8) Maßnahmen nach Absatz 1 bis 6 sind zu dokumentieren. Näheres regelt das für Inneres 
zuständige Ministerium durch Verwaltungsvorschrift.

Saarland:

Saarländisches Gesetz über die Verarbeitung personenbezogener Daten
durch die Polizei

(SPolDVG)

vom 6. Oktober 2020 (Amtsbl. I 2020 S. 1133), zuletzt geändert durch Artikel 2 des Gesetzes
vom 8. Dezember 2021 (Amtsbl. I 2022 S. 52)

§ 32 Offene Bild- und Tonaufzeichnungen

(1) Die Vollzugspolizei kann bei oder im Zusammenhang mit öffentlichen Veranstaltungen und
Ansammlungen, [...]

(2) Die Vollzugspolizei kann offen Bildaufzeichnungen von Personen anfertigen

1. zur vorbeugenden Bekämpfung von Straftaten an öffentlich zugänglichen Orten, soweit an 
diesen Orten wiederholt Straftaten der Straßenkriminalität begangen worden sind und Tat­
sachen die Annahme rechtfertigen, dass dort auch künftig mit der Begehung derartiger Straf­
taten zu rechnen ist, oder zur Abwehr einer Gefahr für die öffentliche Sicherheit,
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2. in den in § 9 Absatz 1 Nummer 3 des Saarländischen Polizeigesetzes genannten Objekten 
oder in deren unmittelbarer Nähe, soweit tatsächliche Anhaltspunkte die Annahme rechtfer­
tigen, dass dort oder an oder in Objekten dieser Art Straftaten begangen werden sollen, 
durch die Personen oder diese Objekte gefährdet werden.

Die Maßnahmen dürfen auch durchgeführt werden, wenn Dritte unvermeidbar betroffen werden.

(3) Die Vollzugspolizei kann in öffentlich zugänglichen Räumen personenbezogene Daten kurz­
zeitig speichern (Vorabaufnahme) und durch die offene Anfertigung von Bild- und Tonaufzeich­
nungen erheben, soweit dies zum Schutz von Polizeivollzugsbeamtinnen oder Polizeivollzugs­
beamten oder Dritten zur Abwehr einer konkreten Gefahr erforderlich ist. In Wohnungen ist eine 
Maßnahme nach Satz 1 nur zur Abwehr einer dringenden Gefahr für Leib oder Leben einer 
Person zulässig; die Maßnahme darf durch die einsatzleitende Polizeivollzugsbeamtin oder den 
einsatzleitenden Polizeivollzugsbeamten vor Ort angeordnet werden. Die Beschränkung des 
Satzes 2 gilt nicht für Arbeits-, Betriebs- oder Geschäftsräume. Maßnahmen nach Satz 1 bis 3 
dürfen auch durchgeführt werden, wenn Dritte unvermeidbar betroffen werden. Die weitere Ver­
arbeitung einer Aufzeichnung nach Satz 2 bedarf der richterlichen Zustimmung; für das Verfah­
ren gilt § 29 Absatz 4 Satz 1 entsprechend. Für Maßnahmen nach Satz 2 bleibt der Kernbe­
reichsschutz des § 41 unberührt.

(4) Die Vollzugspolizei kann in polizeilich genutzten Räumen durch den offenen Einsatz von 
technischen Mitteln zur Anfertigung von Bild- und Tonaufzeichnungen personenbezogene Da­
ten erheben, soweit diese Maßnahme zum Schutz der festgehaltenen Person, der Polizeivoll­
zugsbeamtinnen oder der Polizeivollzugsbeamten erforderlich ist.

(5) Auf Maßnahmen nach den Absätzen 1 bis 4 ist durch Schilder oder in sonstiger geeigneter 
Form hinzuweisen. Dabei ist in den Fällen der Absätze 1, 2 und 4 neben dem Umstand der 
Beobachtung auf Name und Kontaktdaten des Verantwortlichen hinzuweisen sowie die Mög­
lichkeit zu eröffnen, die Informationen nach § 9 zu erhalten.

(6) Die Aufzeichnungen sind, soweit sie nicht zur Verfolgung von Ordnungswidrigkeiten von 
erheblicher Bedeutung oder von Straftaten erforderlich sind,

1. bei Maßnahmen nach Absatz 4 unverzüglich,

2. ansonsten spätestens nach einem Monat 

zu löschen.
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